


	Europäisches Parlament
2019-2024
	[image: EP logo RGB_Mute]



<Commission>{JURI}Rechtsausschuss</Commission>
Der Vorsitzende

<Date>{18/03/2021}18.3.2021</Date>
Herrn
Cristian-Silviu Buşoi
Vorsitzender
Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie
BRÜSSEL
Betrifft:	<Titre>Stellungnahme zur Rechtsgrundlage des Vorschlags für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über die Strategische Innovationsagenda des Europäischen Innovations- und Technologieinstituts (EIT) 2021-2027: Förderung des Innovationstalents und des Innovationspotenzials Europas</Titre> <DocRef>(COM(2019)0330 – C9-0043/2019 – 2019/0152(COD))</DocRef>
Sehr geehrter Herr Vorsitzender,
mit Schreiben vom 3. Februar 2021 haben Sie den Rechtsausschuss gemäß Artikel 40 der Geschäftsordnung ersucht, die Richtigkeit der Rechtsgrundlage des Vorschlags für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über die Strategische Innovationsagenda des Europäischen Innovations- und Technologieinstituts (EIT) 2021-2027: Förderung des Innovationstalents und der Innovationskapazitäten Europas zu prüfen.
Der Ausschuss hat den genannten Gegenstand in seiner Sitzung vom 18. März 2021 geprüft.
I – Hintergrund
Am 11. Juli 2019 nahm die Kommission einen Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über die Strategische Innovationsagenda des Europäischen Innovations- und Technologieinstituts (EIT) 2021-2027: Förderung des Innovationstalents und der Innovationskapazitäten Europas (2019/0152(COD) an. Die Strategische Innovationsagenda (SIA) mit der Strategie und den Prioritäten des EIT für den Zeitraum 2021-2027 ist dem Vorschlag beigefügt. 
Der Vorschlag der Kommission stützt sich auf Artikel 173 Absatz 3 AEUV. Er enthält auch einen Verweis auf die  Verordnung (EG) Nr. 294/2008 vom 11. März 2008 zur Errichtung des Europäischen Innovations- und Technologieinstituts[footnoteRef:1] (im Folgenden: „EIT-Verordnung von 2008“), insbesondere auf Artikel 17, was vermuten lässt, dass sich die Kommission implizit auf das Sekundärrecht als zusätzliche Rechtsgrundlage gestützt hat.  [1:  Verordnung (EG) Nr. 294/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2008 zur Errichtung des Europäischen Innovations- und Technologieinstituts (ABl. L 97 vom 9.4.2008, S. 1),] 

In dem am 24. Juni 2020 angenommenen ITRE-Bericht wird der Verweis auf die EIT-Verordnung von 2008 durch einen Verweis auf den Vorschlag der Kommission zur Neufassung der EIT-Verordnung von 2008 (im Folgenden „Vorschlag für eine EIT-Verordnung von 2019“)[footnoteRef:2] ersetzt.  [2:  Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über das Europäische Innovations- und Technologieinstitut (Neufassung) (COM(2019) 331 final vom 11. Juli 2019).] 

Im Rahmen der laufenden interinstitutionellen Verhandlungen prüfen die Mitgesetzgeber die Möglichkeit, dass der Beschluss ausschließlich auf Artikel 173 Absatz 3 AEUV gestützt wird. 
II – Einschlägige Vertragsartikel
Die einschlägigen Bestimmungen des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union lauten wie folgt:

TITEL XVII
INDUSTRIE

Artikel 173
(ex-Artikel 157 EGV)

1. Die Union und die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die notwendigen Voraussetzungen für die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie der Union gewährleistet sind.

Zu diesem Zweck zielt ihre Tätigkeit entsprechend einem System offener und wettbewerbsorientierter Märkte auf Folgendes ab:

– Erleichterung der Anpassung der Industrie an die strukturellen Veränderungen,

– Förderung eines für die Initiative und Weiterentwicklung der Unternehmen in der gesamten Union, insbesondere der kleinen und mittleren Unternehmen, günstigen Umfelds,

– Förderung eines für die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen günstigen Umfelds

– Förderung einer besseren Nutzung des industriellen Potenzials der Politik in den Bereichen Innovation, Forschung und technologische Entwicklung."

2. Die Mitgliedstaaten konsultieren einander in Verbindung mit der Kommission und koordinieren, soweit erforderlich, ihre Maßnahmen. Die Kommission kann sämtliche Initiativen ergreifen, die dieser Koordinierung förderlich sind, insbesondere Initiativen, die darauf abzielen, Leitlinien und Indikatoren festzulegen, bewährte Verfahren auszutauschen und die erforderlichen Elemente für eine regelmäßige Überwachung und Bewertung auszuarbeiten. Das Europäische Parlament wird in vollem Umfang unterrichtet.

3. Die Union trägt durch die Politik und die Maßnahmen, die sie aufgrund anderer Bestimmungen der Verträge durchführt, zur Erreichung der Ziele des Absatzes 1 bei. Das Europäische Parlament und der Rat können unter Ausschluss jeglicher Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses spezifische Maßnahmen zur Unterstützung der in den Mitgliedstaaten durchgeführten Maßnahmen im Hinblick auf die Verwirklichung der Ziele des Absatzes 1 beschließen.

Dieser Titel bietet keine Grundlage dafür, dass die Union irgendeine Maßnahme einführt, die zu Wettbewerbsverzerrungen führen könnte oder steuerliche Vorschriften oder Bestimmungen betreffend die Rechte und Interessen der Arbeitnehmer enthält.

III – Rechtsprechung des EuGH zur Wahl der Rechtsgrundlage
Der Gerichtshof betrachtet die Frage der angemessenen Rechtsgrundlage traditionell als Angelegenheit von verfassungsmäßiger Bedeutung zur Wahrung des Grundsatzes der begrenzten Einzelermächtigung (Artikel 5 EUV) und zur Festlegung der Art und des Umfangs der Zuständigkeiten der Union[footnoteRef:3]. Nach der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs muss sich „die Wahl der Rechtsgrundlage eines gemeinschaftlichen Rechtsakts auf objektive, gerichtlich nachprüfbare Umstände gründen, zu denen insbesondere das Ziel und der Inhalt des Rechtsakts gehören“[footnoteRef:4]. Die Wahl einer falschen Rechtsgrundlage kann daher ein Grund für die Nichtigerklärung des betreffenden Rechtsakts sein. In diesem Zusammenhang sind der Wunsch eines Organs, am Erlass eines bestimmten Rechtsakts intensiver beteiligt zu werden, der Kontext, in dem ein Rechtsakt erlassen wurde, und die aus anderen Gründen durchgeführte Arbeit auf dem betreffenden Gebiet ohne Bedeutung für die Bestimmung der korrekten Rechtsgrundlage[footnoteRef:5].  [3:  Gutachten 2/00, ECLI: EU:C:2001:664, Randnr. 5.]  [4:  Urteil in der Rechtssache C-411/06, Kommission/Parlament und Rat, ECLI: EU:C:2009:518, Randnr. 45 und die dort angeführte Rechtsprechung. Siehe auch Rechtssache C-130/10, Parlament/Rat, ECLI: EU:C:2012:472, Randnr. 42 und dort angeführte Rechtsprechung.]  [5:  Urteil in der Rechtssache C-269/97, Kommission/Rat, ECLI: EU:C:2000:183, Randnr. 44.] 

Ergibt die Prüfung eines Rechtsakts, dass er zwei Zielsetzungen hat oder zwei Komponenten umfasst, und lässt sich eine von ihnen als die hauptsächliche oder überwiegende ausmachen, während die andere nur nebensächliche Bedeutung hat, so ist der Rechtsakt nur auf eine Rechtsgrundlage zu stützen, und zwar auf die, die die hauptsächliche oder überwiegende Zielsetzung oder Komponente erfordert[footnoteRef:6]. Ausnahmsweise gilt, dass ein Rechtsakt, der gleichzeitig mehrere Zielsetzungen hat oder Komponenten umfasst, die untrennbar miteinander verbunden sind, ohne dass die eine gegenüber der bzw. den anderen nur zweitrangig und mittelbar ist, auf die verschiedenen einschlägigen Rechtsgrundlagen gestützt werden muss[footnoteRef:7]. Dies wäre jedoch nur möglich, wenn die für die jeweiligen Rechtsgrundlagen vorgesehenen Verfahren nicht miteinander unvereinbar sind und die Rechte des Europäischen Parlaments nicht beeinträchtigt werden[footnoteRef:8]. Außerdem muss die gewählte Maßnahme der vorgeschriebenen Art des Gesetzgebungsakts entsprechen, wenn dies im Vertrag festgelegt ist. [6:  Urteil in der Rechtssache C-137/12, Kommission/Rat, ECLI: EU:C:2013:675, Randnr. 53; Rechtssache C-411/06, Kommission/Parlament und Rat, ECLI: EU:C:2009:518, Randnr. 46 und die dort angeführte Rechtsprechung; Rechtssache C-490/10, Parlament/Rat, ECLI: EU:C:2012:525, Randnr. 45; Rechtssache C-155/07, Parlament/Rat, ECLI: EU:C:2008:605, Randnr. 34.]  [7:  Rechtssache C-211/01, Kommission/Rat, ECLI:EU:C:2003:452, Randnr. 40; Rechtssache C-178/03, Kommission/Europäisches Parlament und Rat, ECLI:EU:C:2006:4, Randnrn. 43-56.]  [8:  Rechtssache C-300/89, Kommission/Rat („Titandioxid“), EU:C:1991:244, Randnrn. 17-25; Rechtssache C-268/94, Portugal/Rat, ECLI:EU:C:1996:461.] 

IV – Ziel und Inhalt des vorgeschlagenen Rechtsakts
In dem Vorschlag für einen Beschluss ist die Annahme einer Strategischen Innovationsagenda (SIA) des EIT für den Zeitraum 2021-2027 vorgesehen. In Erwägung 2 des Vorschlags heißt es unter anderem: „Die SIA sollte die prioritären Bereiche und die langfristige Strategie des Europäischen Innovations- und Technologieinstituts (EIT) festlegen [...]“. Dies wird in der Begründung der Kommission weiter ausgeführt, in der es heißt: „Die SIA [...] legt die prioritären Bereiche, die Strategie und den Finanzbedarf des EIT für diesen Zeitraum fest und bestimmt, auf welche Weise das EIT zur Erreichung der Ziele von „Horizont Europa“ beitragen wird.“ Im Anhang des Vorschlags wird weiter ausgeführt, dass mit der SIA „Ziele, wichtigste Maßnahmen, erwartete Ergebnisse und erforderliche Ressourcen“ festlegt werden und gewährleistet wird, dass das EIT mit dem Rahmenprogramm der Union zur Förderung von Forschung und Innovation im Zeitraum 2021-2027 (Horizont Europa) im Einklang steht. 
V – Analyse und Bestimmung der richtigen Rechtsgrundlage
a) Eignung des Artikels 173 Absatz 3 AEUV als Rechtsgrundlage
Artikel 173 Absatz 3 bietet Rechtsgrundlagen, um eine Reihe von Zielen im Bereich der Industriepolitik in der Union zu erreichen.
Wie in Abschnitt IV erläutert, werden mit der SIA die Strategie und die Prioritäten des EIT für den Zeitraum 2021-2027 sowie deren Ziele, wichtigste Maßnahmen, erwartete Ergebnisse und erforderliche Ressourcen festgelegt. Das EIT, dessen Aufgabe es ist, „einen Beitrag zu nachhaltigem Wirtschaftswachstum und zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit zu leisten, indem es das Innovationsvermögen der Mitgliedstaaten [...] stärkt“[footnoteRef:9], wurde durch die EIT-Verordnung von 2008 gegründet, die sich auf Artikel 173 Absatz 3 AEUV stützt. Der Vorschlag für eine EIT-Verordnung von 2019 stützt sich auch auf die industrielle Rechtsgrundlage des Artikel 173 Absatz 3 AEUV.  [9:  Artikel 3 des Vorschlags für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über das Europäische Innovations- und Technologieinstitut (Neufassung) [COM(2019) 331 final – 2019/0151 (COD)].] 

Aus dem Vorstehenden ergibt sich, dass der Vorschlag darauf abzielt, die politische Ausrichtung des ETI festzulegen, das seinerseits eine Reihe von Zielen im Bereich der Industriepolitik in der Union erreichen soll. In Anbetracht seines Ziels und Inhalts stützt sich der Vorschlag richtigerweise auf Artikel 173 Absatz 3 AEUV. 
b) Zur Unerheblichkeit von Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 294/2008 als Rechtsgrundlage
Es sei darauf hingewiesen, dass in der Begründung des Vorschlags im Abschnitt „Rechtsgrundlage“ lediglich Artikel 173 AEUV erwähnt wird. 
In Bezug auf Artikel 17 der EIT-Verordnung von 2008 ist in Absatz 1 das Verfahren für die Ausarbeitung des Entwurfs der SIA festgelegt: „Bis spätestens 30. Juni 2011 und anschließend alle sieben Jahre erstellt das EIT den Entwurf einer siebenjährigen SIA und übermittelt ihn der Kommission.“ In den Absätzen 2 und 3 werden der Gegenstand und der Inhalt der SIA festgelegt. Schließlich wird in Artikel 17 Absatz 4 auf Artikel 173 Absatz 3 AEUV verwiesen, indem Folgendes bestimmt wird: „Die SIA wird auf Vorschlag der Kommission vom Europäischen Parlament und vom Rat gemäß Artikel [173] Absatz 3 des Vertrags angenommen.“ 
Durch Artikel 17 wird nicht die Befugnis zum Erlass von Rechtsvorschriften übertragen, sondern es wird festgelegt, dass der Entwurf der SIA vom EIT ausgearbeitet und der Kommission vorgelegt wird, bevor er schließlich im Europäischen Parlament und im Rat im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren angenommen wird. Artikel 17 der EIT-Verordnung von 2008 enthält keine Rechtsgrundlage für den Beschluss, sondern legt das Verfahren für die Ausarbeitung, den Inhalt und den Gegenstand des Entwurfs fest. Außerdem wird lediglich auf Artikel 173 Absatz 3, die eigentliche Rechtsgrundlage des Beschlusses, verwiesen. 
Aus dem Vorstehenden ergibt sich, dass ein zusätzlicher Verweis auf Artikel 173 Absatz 3 AEUV durch einen Verweis auf die EIT-Verordnung von 2008 nicht erforderlich ist. Der Verweis auf Artikel 17 der EIT-Verordnung von 2008 als Rechtsgrundlage des Vorschlags sollte als sachlicher Fehler in Bezug auf die Gesetzgebungstechnik betrachtet werden, der korrigiert werden sollte.
VI – Fazit und Empfehlung
Der Rechtsausschuss hat daher in seiner Sitzung vom 18. März 2021 einstimmig mit 24 Stimmen[footnoteRef:10] beschlossen, dem Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie zu empfehlen, dass die richtige Rechtsgrundlage für den Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über die Strategische Innovationsagenda des Europäischen Innovations- und Technologieinstituts (EIT) 2021-2027: Förderung des Innovationstalents und der Innovationskapazitäten Europas Artikel 173 Absatz 3 AEUV ist. [10:  Bei der Schlussabstimmung waren anwesend: Adrián Vázquez Lázara (Vorsitzender), Marion Walsmann (stellvertretende Vorsitzende), Ibán García Del Blanco (stellvertretender Vorsitzende), Raffaele Stancanelli (stellvertretender Vorsitzende), Axel Voss (Verfasser der Stellungnahme), Manon Aubry, Gunnar Beck, Patrick Breyer, Geoffroy Didier, Andrzej Halicki, Pascal Durand, Angel Dzhambazki, Esteban González Pons, Heidi Hautala, Mislav Kolakušić, Ilhan Kyuchyuk, Gilles Lebreton, Antonius Manders, Karen Melchior, Sabrina Pignedoli, Jiří Pospíšil, Jérôme Rivière, Franco Roberti, Marcos Ros Sempere, Nacho Sánchez Amor, Stéphane Séjourné, Marie Toussaint, Tiemo Wőlken, Lara Wolters und Javier Zarzalejos.] 

Mit freundlichen Grüßen
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